
313

Gesetz- und 
Verordnungsblatt
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin · Herausgeber: Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz

70. Jahrgang Nr. 21 Berlin, den 21. August 2014 03227

Abkürzungen: GVBl. = Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, VOBl. = Verordnungsblatt Berlin Teil I bzw. Teil II, BGBl. = Bundesgesetzblatt Teil I, II bzw. III, 
GVABl. = Gesetz-, Verordnungs- und Amtsblatt für Berlin, GBl. = Gesetzblatt der DDR Teil I bzw. Teil II, ABl. = Amtsblatt für Berlin

Inhalt

 21.7.2014 Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans 10 – 51 im Bezirk Marzahn-Hellersdorf,  
  Ortsteil Mahlsdorf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 314 
  

 30.7.2014 Verordnung über die Verlängerung der Veränderungssperre 10-3/26 im Bezirk Marzahn-Hellersdorf,  
  Ortsteil Biesdorf  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 315 
  

 12.8.2014 Vierte Verordnung zur Änderung der Grundschulverordnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 316 
  2230-1-4

Art.-Nr. 76491421



314 Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      70. Jahrgang      Nr. 21       21. August 2014314

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 10 – 51 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf
Vom 21. Juli 2014

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I. S. 1548), in Ver-
bindung mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. 
S. 692), wird verordnet:

§ 1
Der Bebauungsplan 10–51 für die zusammenhängende Freifläche 

zwischen Albrecht-Dürer-Straße, den Grundstücken Lemkestraße 
50 – 10, den Grundstücken Linderhofstraße 71 – 53, den Grundstü-
cken Florastraße 124 – 89 sowie den Grundstücken Albrecht-Dürer-
Straße 5c und 6 – 7, den Grundstücken Lenbachstraße 6 – 8, den 
Grundstücken Sudermannstraße 110 – 112, dem Grundstück Len-
bachstraße 1 sowie den Grundstücken Albrecht-Dürer-Straße 12, 13 
und 13b im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Mahlsdorf, wird 
festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt Mar-

zahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadtent-
wicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Vermessung, beglau-
bigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Marzahn-Hellersdorf von Berlin, Abteilung Wirtschaft und Stadt-
entwicklung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und 
Fachbereich Bauaufsicht, Wohnungsaufsicht und Denkmalschutz, 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1. die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2. das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen las-

sen will, muss
1. eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 2a 
Nummer 3 und 4 des Baugesetzbuchs bezeichnet sind,

2. eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans,

3. nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4. eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in den 
Fällen der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkün-
dung dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Marzahn-Hel-
lersdorf von Berlin schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der 
die Verletzung begründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in 
Satz 1 genannten Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten 
Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 
Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbe-
achtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 21. Juli 2014

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Stefan  K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung
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Verordnung
über die Verlängerung der Veränderungssperre 10-3/26 

im Bezirk Marzahn-Hellersdorf, Ortsteil Biesdorf
Vom 30. Juli 2014

Auf Grund der §§ 14 Absatz 1, 16 Absatz 1 und 17 Absatz 1 Satz 3 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I 
S. 1548), in Verbindung mit § 13 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692), wird 
verordnet:

§ 1
Die durch Verordnung vom 12. November 2013 (GVBl. S. 587) erlassene 

Veränderungssperre 10-3/26 wird um ein Jahr bis zum 14. Dezember 2015 
verlängert.

§ 2
Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen lassen will, 

muss eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften des Gesetzes 
zur Ausführung des Baugesetzbuches innerhalb von zwei Jahren seit der 
Verkündung dieser Verordnung schriftlich gegenüber dem Bezirksamt Mar-
zahn-Hellersdorf von Berlin geltend machen; der Sachverhalt, der die Ver-
letzung begründen soll, ist darzulegen. Nach § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuches ist die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften dieses Gesetzes nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
unbeachtlich. Die Beschränkung des Satzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 3
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Ver-

ordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 30. Juli 2014 

Bezirksamt Marzahn-Hellersdorf von Berlin

Stefan  K o m o ß
Bezirksbürgermeister

Christian  G r ä f f
Bezirksstadtrat für Wirtschaft 

und Stadtentwicklung
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Auf Grund des § 20 Absatz 8 in Verbindung mit § 15 Absatz 4, 
§ 19 Absatz 7, § 54 Absatz 6, § 55 Absatz 5, § 58 Absatz 8, § 59 Ab-
satz 7 und § 66 des Schulgesetzes vom 26. Januar 2004 (GVBl. 
S. 26), das zuletzt durch  Artikel 1 des Gesetzes vom 26. März 2014 
(GVBl. S. 78) geändert worden ist, verordnet die Senatsverwaltung 
für Bildung, Jugend und Wissenschaft:

Artikel I
Die Grundschulverordnung vom 19. Januar 2005 (GVBl. S. 16, 

140), die zuletzt durch Artikel II der Verordnung vom 21. Januar 
2014 (GVBl. S. 14) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. § 2 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Schulen setzen im Rahmen des Schulprogramms Schwerpunk-
te ihrer pädagogischen Grundsätze sowie ihrer Schulentwick-
lungsarbeit, die sich an den jeweiligen Rahmenbedingungen 
orientieren.“

2. § 3 Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Sie arbeiten partnerschaftlich mit anderen Schulen und außer-
schulischen Partnern, insbesondere mit den Einrichtungen der 
öffentlichen und freien Jugendhilfe zusammen und entwickeln 
Kooperationen mit ihren Partnern im Schulumfeld und Sozial-
raum.“

3. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Termine für die Anmeldung werden von der Schulauf-
sichtsbehörde jährlich festgelegt und öffentlich bekannt ge-
geben.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Organisation“ die 

Wörter „der Schulanfangsphase,“ eingefügt.
bb) Die Sätze 4 und 5 werden aufgehoben.

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Kann ein festgestellter Anspruch auf ergänzende För-

derung und Betreuung gemäß § 26 Absatz 2 oder § 27 Ab-
satz 4 an der zuständigen oder gewünschten Grundschule 
nicht erfüllt werden, weist der Schulträger unter Berücksich-
tigung der Wünsche der Erziehungsberechtigten einen Platz 
an einer Schule mit einem entsprechenden Angebot zu.“

4. § 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Spätestens eine Woche nach dem letzten Tag des An-
meldezeitraumes meldet die zuständige Schule alle schul-
pflichtig werdenden Kinder sowie jene, die auf Antrag ihrer 
Erziehungsberechtigten vorzeitig in die Schule aufgenom-
men werden sollen, dem Kinder- und Jugendgesundheits-
dienst. Die Schule beachtet dabei, dass sich die Reihenfolge 
der Untersuchung am Alter der Kinder orientiert. Die ältes-
ten Kinder und jene, für die ein Antrag auf Zurückstellung 
vorliegt, sollen zuerst, die jüngsten zuletzt untersucht wer-
den. Das Mindestalter der vom Kinder- und Jugendgesund-
heitsdienst zu untersuchenden Kinder beträgt fünf Jahre.“

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Liegt das Einverständnis der Erziehungsberechtigten 

vor, informiert die Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer in 
den Fällen, in denen die schulärztliche Stellungnahme einen 
entsprechenden Wunsch ausweist, am Ende des ersten 

Schulhalbjahres den Kinder- und Jugendgesundheitsdienst, 
ob und inwieweit sich die schulärztlichen Feststellungen be-
stätigt haben; die Lehrkraft verwendet hierfür die ihr vom 
Kinder- und Jugendgesundheitsdienst vorgelegten Muster.“

5. § 6 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Sprachstandsfeststellung erfolgt nach § 55 des 
Schulgesetzes.“

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Bei Kindern, die keine öffentlich finanzierte Tagesein-
richtung der Jugendhilfe und auch keine öffentlich fi-
nanzierte Tagespflegestelle besuchen, wird die Sprach-
standsfeststellung zwischen dem 15. November und 
dem 15. Januar in Einrichtungen der Jugendhilfe unter 
schulischer Aufsicht durchgeführt.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Für Kinder, die keine Tageseinrichtung oder Tages-

pflegestelle nach Absatz 1 Satz 2 besuchen und die deutsche 
Sprache nicht hinreichend beherrschen, um von Beginn an 
erfolgreich in der Schulanfangsphase zu lernen, findet die 
vorschulische Sprachförderung in einer möglichst wohnort-
nah gelegenen Einrichtung der Jugendhilfe in schulischer 
Verantwortung statt. Die Verpflichtung zur Teilnahme der 
Kinder erfolgt durch die Schulbehörde.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die vorschulische Sprachförderung beginnt am 1. Fe-

bruar des der regelmäßigen Einschulung vorangehenden 
Jahres und endet am 31. Juli des Folgejahres. Die Sprach-
förderung erfolgt konzeptionell auf der Grundlage des Ber-
liner Bildungsprogramms; sie findet auch in den Schulferien 
statt, nicht jedoch während der Schließzeiten der besuchten 
Einrichtung.“

d) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird das Wort „Sprachkurse“ durch das Wort 

„Sprachförderung“ ersetzt.
bb) In Satz 2 werden die Wörter „der vorschulischen Sprach-

kurse“ durch die Wörter „des Berliner Bildungspro-
gramms“ ersetzt.

cc) In Satz 4 werden die Wörter „einem vorschulischen 
Sprachkurs“ durch die Wörter „der vorschulischen 
Sprachförderung“ ersetzt.

dd) Satz 5 wird aufgehoben.
e) In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Sprachkurse“ durch das 

Wort „Sprachförderung“ ersetzt.
f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

„(6) In den Fällen, in denen die Schulaufsichtsbehörde an 
ihrem bisherigen Wohnort nicht schulpflichtige Kinder, die 
nach dem Schuljahresbeginn aus anderen Ländern der Bun-
desrepublik Deutschland oder dem Ausland zuziehen, von 
der Schulbesuchspflicht für das laufende Schuljahr befreit, 
gelten die Absätze 1 bis 4 entsprechend mit der Maßgabe, 
dass die Sprachstandsfeststellung und eine etwaig erforder-
liche vorschulische Sprachförderung unverzüglich durchge-
führt werden.“

6. § 7 wird wie folgt geändert:

Vierte Verordnung
zur Änderung der Grundschulverordnung

Vom 12. August 2014
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a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Der Bildungsgang in der Grundschule dauert in der 

Regel sechs Jahre. Er gliedert sich in die Schulanfangsphase 
und die Jahrgangsstufen 3 bis 6 oder, sofern die Schulan-
fangsphase um die Jahrgangsstufe 3 erweitert ist, in die 
Schulanfangsphase und die Jahrgangsstufen 4 bis 6. Der 
Unterricht erfolgt in Fächern, fachübergreifend und fächer-
verbindend und ermöglicht jedem Kind seinen Lernvoraus-
setzungen entsprechendes selbständiges eigenaktives Ler-
nen.“

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „umfasst die Jahrgangsstu-

fen 1 und 2 und“ gestrichen.
bb) In Satz 3 werden die Wörter „zu berücksichtigen“ durch 

die Wörter „einzubeziehen, insbesondere die Lerndoku-
mentation des Sprachlerntagebuchs; die Klassenlehrerin 
oder der Klassenlehrer informiert die Erziehungsberech-
tigten über die Bedeutung dieser Lerndokumentation für 
die individuelle sprachliche Förderung ihrer Kinder und 
wirkt, soweit das Sprachlerntagebuch noch nicht vor-
liegt, aktiv auf seine Weitergabe hin“ ersetzt.

cc) In Satz 4 werden nach dem Wort „Lernfortschritt“ die 
Wörter „in der Schulanfangsphase“ eingefügt.

dd) Satz 5 wird wie folgt gefasst:
„Schülerinnen und Schüler rücken entsprechend ihrem 
Lernfortschritt und Leistungsstand unter Berücksichti-
gung ihrer sozialen Entwicklung in die der Schulan-
fangsphase folgende Jahrgangsstufe auf, wenn bei posi-
tiver Lernentwicklung eine erfolgreiche Teilnahme am 
Unterricht dieser Jahrgangsstufe zu erwarten ist.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) In den nach der Schulanfangsphase folgenden Jahr-

gangsstufen werden die bis dahin erworbenen Kompetenzen 
der Schülerinnen und Schüler aufgegriffen und weiterentwi-
ckelt. Durch differenzierte Maßnahmen im gemeinsamen 
Unterricht sowie leistungs- und neigungsdifferenzierende 
Angebote werden die Schülerinnen und Schüler in ihren in-
dividuellen Begabungen gefördert und auf die weiteren Bil-
dungswege in der Sekundarstufe I vorbereitet.“

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 3 wird die Angabe „Abs. 1 Nr. 2“ durch die Wör-

ter „Absatz 1 Nummer 2“ ersetzt.
bb) In Satz 5 wird das Wort „Entwicklung“ durch die Wörter 

„fachlich-pädagogische Ausgestaltung“ ersetzt.
7. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) In der Regel wird in Klassen unterrichtet. Bei der 

Einrichtung der Klassen ist auf Heterogenität vor allem in 
Hinblick auf die sprachlichen Vorkenntnisse und das poten-
tielle Leistungsvermögen der Kinder zu achten; eine Diffe-
renzierung nach der Herkunft ist nicht zulässig. Gewachsene 
Bindungen zu anderen Kindern und Wünsche von Erzie-
hungsberechtigten insbesondere hinsichtlich des Besuchs 
eines fachlich oder fachübergreifend betonten Zuges sollen 
im Rahmen der organisatorischen Gegebenheiten berück-
sichtigt werden.“

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Bei jahrgangsstufenübergreifender Organisation der 

Schulanfangsphase werden die neu eingeschulten Kinder in 
die bestehenden Gruppen aufgenommen und so integriert, 
dass möglichst gleich große Klassen entstehen. Bei der Neu-
bildung von Klassen nach der Schulanfangsphase werden 
bestehende Gruppenbindungen im Rahmen der organisatori-
schen Möglichkeiten erhalten, sofern pädagogische Erwä-
gungen dem nicht entgegenstehen.“

c) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„(3) In der Schulanfangsphase muss, sofern nicht be-
gründete organisatorische oder pädagogische Abweichun-
gen erforderlich sind, außer der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer grundsätzlich eine weitere Lehrkraft schwer-
punktmäßig unterrichten, um für alle Schülerinnen und 
Schüler eine personelle Kontinuität beim Aufstieg in die 
nächsthöhere Jahrgangsstufe zu gewährleisten. Danach ist 
der Unterricht im Umfang von mindestens zehn Stunden 
gemäß Stundentafel von der Klassenlehrerin oder dem 
Klassenlehrer zu erteilen. Im Rahmen der organisatori-
schen Möglichkeiten der Schule sollen in allen Fächern 
grundsätzlich Fachlehrkräfte oder Lehrkräfte mit entspre-
chender Kompetenz unterrichten.“

8. § 11 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Sofern die Schulanfangsphase um die Jahrgangsstufe 3 er-
weitert ist, beginnt der Fremdsprachenunterricht im dritten 
Schulbesuchsjahr; abweichend davon werden Schülerinnen 
und Schüler, bei denen die Klassenkonferenz prognostiziert, 
dass sie vorzeitig in die Jahrgangsstufe 4 aufrücken, bereits 
im zweiten Schulbesuchsjahr in einer Fremdsprache unter-
richtet.“

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Wird Französisch als erste Fremdsprache gewählt, ha-
ben die Erziehungsberechtigten dies der besuchten 
Schule bis Ende März des Kalenderjahres schriftlich zu 
erklären, in dem der Fremdsprachenunterricht ihres Kin-
des voraussichtlich beginnen wird.“

bb)  In Satz 2 werden die Wörter „dem zuständigen Schul-
träger“ durch die Wörter „der zuständigen Schulbehör-
de“ ersetzt.

9. In § 12 Absatz 1 Satz 2 werden die Wörter „Schulanfangsphase 
und die Jahrgangsstufen 3 bis 6“ durch die Wörter „gesamte Pri-
marstufe“ ersetzt.

10. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „individuellen“ die 
Wörter „und fachspezifischen“ eingefügt.

bb) In Satz 4 wird die Angabe „Jahrgangsstufe 3“ durch die 
Wörter „dem dritten Schulbesuchsjahr“ ersetzt.

b) In Absatz 5 werden nach den Wörtern „beschreibt und“ die 
Wörter „ihren Verlauf sowie“ eingefügt.

c) In Absatz 6 Satz 2 wird das Wort „Klassenstufen“ durch das 
Wort „Jahrgangsstufen“ ersetzt.

11. § 16 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort „vorliegt“ ein 

Semikolon und die Wörter „ihnen gleichgestellt sind Schü-
lerinnen und Schüler, die sich im dritten Jahr der Schulan-
fangsphase befinden“ eingefügt.

b) In Absatz 9 Satz 1 und 4 wird jeweils das Wort „Bildungs-
gangempfehlung“ durch das Wort „Förderprognose“ ersetzt.

c) Absatz 10 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird nach dem Wort „ausreichen,“ das Wort 

„um“ eingefügt.
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Mathematik“ die Wör-

ter „und bis einschließlich Jahrgangsstufe 6 einen Nach-
teilsausgleich durch Zeitverlängerung“ eingefügt.

12. § 18 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 wird das Wort „Bildungsgangempfehlung“ 

durch das Wort „Förderprognose“ ersetzt.
b) Es wird folgender Absatz 4 angefügt:

„(4) Besonders begabte und leistungsbereite Schülerinnen 
und Schüler können auf ihren Wunsch und mit Zustimmung 
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wertungen im Unterricht, entscheidet die Klassenkonferenz 
über die Umsetzung für die jeweilige Klasse oder Lerngrup-
pe. Im Rahmen des Ganztagskonzepts sind an gebundenen 
und offenen Ganztagsgrundschulen insbesondere am Nach-
mittag Zeiten für die Erledigung von den Unterricht vor- 
und nachbereitenden Lernaufgaben vorzusehen. Über Art, 
Umfang und fachspezifische Ziele dieser Lernaufgaben sind 
die Erziehungsberechtigten regelmäßig zu informieren.“

15. § 21 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Die Schulkonferenz kann beschließen, Schülerinnen und 
Schülern, die in der Schulanfangsphase verbleiben, über 
ihre im Unterricht erbrachten Leistungen und ihre Kompe-
tenzentwicklung anstelle eines Zeugnisses einen schriftli-
chen Bericht auszustellen.“

b) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Abs.“ durch das Wort 
„Absatz“ ersetzt. 

16. § 22 wird wie folgt gefasst:

„§ 22
Aufrücken und vorzeitiges Aufrücken

(1) Innerhalb der Schulanfangsphase entfällt ein Aufrücken. 
Die Schülerinnen und Schüler rücken in der Regel nach zwei 
Schulbesuchsjahren in Jahrgangsstufe 3 oder, sofern die Schul-
anfangsphase um die Jahrgangsstufe 3 erweitert ist, nach drei 
Schulbesuchsjahren in Jahrgangsstufe 4 auf.

(2) Bei Schülerinnen und Schülern der Schulanfangsphase, 
bei denen die Klassenkonferenz feststellt, dass sie die Lern- und 
Entwicklungsziele vorzeitig erreicht haben, verkürzt sich der 
Besuch der Schulanfangsphase auf Antrag oder mit Einverständ-
nis ihrer Erziehungsberechtigten um ein Jahr.

(3) Bei Schülerinnen und Schülern, bei denen die Klassen-
konferenz feststellt, dass sie die Lern- und Entwicklungsziele 
nicht innerhalb der Regelbesuchszeit erreicht haben, und nicht 
zu erwarten ist, dass sie erfolgreich am Unterricht der nächst-
höheren Jahrgangsstufe teilnehmen werden, verlängert sich der 
Besuch der Schulanfangsphase um ein Jahr, das nicht auf die 
allgemeine Schulpflicht angerechnet wird. Entscheidungskrite-
rien sind die in den Rahmenlehrplänen formulierten Anforde-
rungen, insbesondere beim Schriftspracherwerb und in Mathe-
matik. Dem Beschluss der Klassenkonferenz nach Satz 1 kann 
auch ein Antrag der Erziehungsberechtigten zugrunde liegen.

(4) In den auf die Schulanfangsphase folgenden Jahrgangs-
stufen rücken die Schülerinnen und Schüler mit Beginn des neu-
en Schuljahres in die nächsthöhere Jahrgangsstufe auf, soweit 
nicht die Klassenkonferenz die Wiederholung der Jahrgangsstu-
fe beschlossen hat.

(5) In den auf die Schulanfangsphase folgenden Jahrgangs-
stufen ist ein vorzeitiges Aufrücken (Überspringen) auf Antrag 
der oder im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten 
möglich, wenn eine Schülerin oder ein Schüler die Anforderun-
gen regelmäßig hervorragend erfüllt sowie ihre oder seine Be-
gabung den erfolgreichen Besuch der nächsthöheren Jahr-
gangsstufe und eine bessere Förderung der individuellen 
Lernentwicklung erwarten lässt. Darüber beschließt die Klas-
senkonferenz. Ein Überspringen während eines Schuljahres ist 
nur bis zum 1. März des Kalenderjahres möglich. Die Möglich-
keit zur Teilnahme am Unterricht in einer höheren Jahrgangs-
stufe gemäß § 18 Absatz 1 bleibt davon unberührt.“

17. § 23 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Unabhängig davon sucht die Klassenlehrerin oder der 
Klassenlehrer rechtzeitig das Gespräch mit den Erziehungs-
berechtigten, wenn sich abzeichnet, dass eine erfolgreiche 
Mitarbeit in der nächsthöheren Jahrgangsstufe nicht zu er-
warten ist.“

ihrer Erziehungsberechtigten im Rahmen des bestehenden 
Angebots ab Jahrgangsstufe 3 in jedem Schulhalbjahr an 
einem Kurs der regionalen Begabtengruppen am Nachmit-
tag teilnehmen; sofern die Schulanfangsphase um die Jahr-
gangsstufe 3 erweitert ist, ist eine Teilnahme von Schülerin-
nen und Schülern im zweiten Schulbesuchsjahr möglich, bei 
denen die Klassenkonferenz prognostiziert, dass sie vorzei-
tig in Jahrgangsstufe 4 aufrücken werden. Der Kurs umfasst 
in der Regel zwei Wochenstunden. Für diesen Zeitraum sind 
sie von der Schule von verpflichtenden Angeboten freizu-
stellen. Im Kurs erbrachte Leistungen werden entsprechend 
der Art des Zeugnisses verbal beurteilt oder benotet, es sei 
denn, die Schülerin oder der Schüler hat die vierwöchige 
Beobachtungszeit für den Besuch des Kurses nicht bestan-
den. Die Beobachtungszeit ist nicht bestanden, wenn Leis-
tungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft einen erfolgrei-
chen Besuch des Kurses nicht erwarten lassen. Das weitere 
Verfahren zur Aufnahme, Teilnahme und Durchführung der 
regionalen Begabtengruppen am Nachmittag legt die Schul-
aufsichtsbehörde fest.“

13. § 19 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 2 wird das Wort „Jahrsgangsstufe“ durch das Wort 

„Jahrgangsstufe“ ersetzt.
b) In Absatz 7 Satz 4 werden die Wörter „ab Jahrgangsstufe 3“ 

durch das Wort „danach“ ersetzt.
14. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c) wird wie folgt gefasst:
„c) sonstige Leistungsnachweise, insbesondere den Unter-
richt vor- und nachbereitende Lernaufgaben (Hausaufga-
ben), schriftliche Projekt- und Gruppenarbeiten, Heft- und 
Hefterführung.“

b) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:
„(5) Schriftliche Lernerfolgskontrollen sind unverzüglich 

zu korrigieren, die Fehler sind zu kennzeichnen und mit Be-
arbeitungshinweisen für die Schülerinnen und Schüler zu 
versehen. Mängel der sprachlichen Richtigkeit und der äu-
ßeren Form können auf Beschluss der Gesamtkonferenz der 
Lehrkräfte bei der Bewertung ab Jahrgangsstufe 5 angemes-
sen berücksichtigt werden. Sofern die Gesamtkonferenz der 
Lehrkräfte einheitliche, für alle Fächer verbindliche Bewer-
tungsmaßstäbe für schriftliche Leistungsnachweise festlegt, 
gilt für die Jahrgangsstufen 5 und 6 folgender Bewertungs-
schlüssel:

Erreichte 
Leistung: 96 – 100% 80 – 95% 60 – 79% 45 – 59% 16 – 44% 0 – 15%

Note: 1 2 3 4 5 6

Lehrkräfte können von diesem Bewertungsschlüssel bei 
schriftlichen Leistungsnachweisen mit deutlich erhöhtem 
oder geringerem Anforderungsniveau im Rahmen der schu-
lischen Festlegungen abweichen.“

c) Absatz 6 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Ist das Ergebnis einer Klassenarbeit bei mehr als einem 
Drittel der teilnehmenden Schülerinnen und Schüler einer 
Klasse oder Lerngruppe mangelhaft oder schlechter, muss 
die Lehrkraft mögliche Ursachen darlegen und darstellen, 
welche weitere Förderung vorgesehen ist.“

d) Absatz 8 wird wie folgt gefasst:
„(8) Den Unterricht vor- und nachbereitende Lernaufga-

ben sollen die Schülerinnen und Schüler zum eigenverant-
wortlichen Lernen befähigen und Lernprozesse unterstützen 
und verstärken. Die Aufgaben sollen auf die individuellen 
Lernbedürfnisse der Schülerin oder des Schülers ausgerich-
tet sein und von ihr oder ihm selbständig bearbeitet werden 
können. Auf der Grundlage des Beschlusses der Schulkonfe-
renz über den Umfang und die Verteilung dieser Aufgaben, 
insbesondere über zeitliche Vorgaben, Kontrollen und Aus-
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b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden die Wörter „In den Jahrgangsstufen 3 bis 6“ 

durch die Wörter „Nach der Schulanfangsphase“ ersetzt.
bb) In Satz 2 wird das Wort „Schuljahresende“ durch die Wörter 

„Beginn der Sommerferien“ ersetzt.
c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„(5) Die Höchstverweildauer in der Grundschule beträgt sieben 
Schulbesuchsjahre. Die Schulanfangsphase wird auch bei einer indi-
viduellen Besuchsdauer von drei Jahren mit zwei Jahren berücksich-
tigt; ist die Schulanfangsphase um die Jahrgangsstufe 3 erweitert, 
wird sie auch bei einer individuellen Besuchsdauer von vier Jahren 
mit drei Jahren berücksichtigt. Die Schulaufsichtsbehörde kann bei 
langen Krankheitsphasen, die einen kontinuierlichen Schulbesuch 
verhindert haben, die Verweildauer im Einzelfall um höchstens ein 
Schuljahr verlängern.“

18. In § 27 Absatz 2 Satz 4 werden nach dem Wort „Halbtagsgrundschule“ 
die Wörter „im offenen Ganztagsbetrieb“ eingefügt.

19. § 29 wird wie folgt geändert:
a) Der Wortlaut wird Absatz 1.
b) Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Für Kinder, die im Schuljahr 2015/2016 regelmäßig schul-
pflichtig werden, ist § 6 in der bis zum Inkrafttreten der Vierten Ver-
ordnung zur Änderung der Grundschulverordnung vom 12. Au-
gust 2014 (GVBl. S. 316) geltenden Fassung weiter anzuwenden.“

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Berlin, den 12. August 2014

Sandra  S c h e e r e s

Senatsverwaltung für Bildung, 
Jugend und Wissenschaft
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